


T A G E S O R D N U N G

zur Sondersitzung des Gemeinderats der Stadt Leimen am Donnerstag, dem 13. Juli
2023, 18:30 Uhr im Ferdinand-Reidel-Saal des Neuen Rathauses in Leimen

- öffentlich -

1. Fragestunde

2. Protokolle
- Benennung von Urkundspersonen

3. Eigenbetrieb Wasserwerk 45/2023
Jahresabschluss 2021

4. Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung 46/2023
Jahresabschluss 2021

5. Eigenbetrieb Technische Betriebe Leimen 47/2023
Jahresabschluss 2021

6. Eigenbetrieb Bäderpark 48/2023
Jahresabschluss 2021

7. Rechnungsprüfungsamt 49/2023
Prüfung Eigenbetriebe 2021

8. Eigenbetrieb Wasserwerk 50/2023
Änderung Betriebssatzung

9. Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung 51/2023
Änderung Betriebssatzung

10. Eigenbetrieb Technische Betriebe Leimen 52/2023
Änderung Betriebssatzung

11. Eigenbetrieb Bäderpark 53/2023
Änderung Betriebssatzung

12. Verschiedenes



TOP 1 - FRAGESTUNDE

zur Gemeinderatssondersitzung am 13. Juli 2023



TOP 2 - PROTOKOLLE

BENENNUNG DER URKUNDSPERSONEN FÜR DIE SONDERSITZUNG
VOM 13. Juli 2023 –öffentlich –
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B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„WASSERWERK DER STADT LEIMEN“

ALT

B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„WASSERWERK DER STADT LEIMEN“

NEU

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 25. April 2013 folgende Neu-
fassung der Betriebssatzung beschlossen:

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 13.07.2023 folgende Neufas-
sung der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

(1) Die Wasserversorgung der Stadt Leimen wird als
Eigenbetrieb unter der Bezeichnung "Wasserwerk
der Stadt Leimen" geführt.

(1) Die Wasserversorgung der Stadt Leimen wird als
Eigenbetrieb unter der Bezeichnung "Wasserwerk
der Stadt Leimen" geführt.

(2) Der Eigenbetrieb versorgt das Stadtgebiet mit
Wasser. Er kann auf Grund von Vereinbarungen
sein Versorgungsgebiet auf andere Städte und Ge-
meinden ausdehnen oder Abnehmer außerhalb
des Stadtgebiets mit Wasser beliefern.

(2) Der Eigenbetrieb versorgt das Stadtgebiet mit
Wasser. Er kann auf Grund von Vereinbarungen
sein Versorgungsgebiet auf andere Städte und Ge-
meinden ausdehnen oder Abnehmer außerhalb
des Stadtgebiets mit Wasser beliefern.

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck
fördernden oder ihn wirtschaftlich berührenden Ge-
schäfte betreiben.

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck
fördernden oder ihn wirtschaftlich berührenden Ge-
schäfte betreiben.

(4) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen des Eigenbetriebs erfolgen nach den Vor-
schriften des Eigenbetriebsgesetzes und der
Eigenbetriebsverordnung- HGB auf der Grund-
lage der Vorschriften des Handelsgesetzbuchs.

(4) Der Eigenbetrieb wird mit einer Gewinnerzielungs-
absicht betrieben.
HINWEIS: Gewinnerzielungsabsicht wurde zum 01.01.2015
per Satzung zur Änderung der Betriebssatzung geändert.

(5) Der Eigenbetrieb wird mit einer Gewinnerzielungs-
absicht betrieben.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 3
Betriebsausschuss

§ 3
Betriebsausschuss

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind
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(3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 50.000
€ übersteigt;

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 75.000
€ übersteigt;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 50.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Vermö-
gensplans;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 75.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Liquidi-
tätsplans;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Vermögensplans,
wenn das Honorar 50.000 € übersteigt;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Liquiditätsplans,
wenn das Honorar 75.000 € übersteigt;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 5.000 €;

5. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 1
Abs.2 Satz 2;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 15.000 € und bis zu 50.000 € im Einzelfall;

5. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 1
Abs.2 Satz 2;

6. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 50.000 € übersteigt;

6. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 75.000 € übersteigt;

7. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 5.000 € aber nicht mehr
als 10.000 €;

7. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 20.000 € aber nicht
mehr als 80.000 €;

8. Stundungen von drei Monaten bis zwei Jahren
in unbegrenzter Höhe, soweit nach §4 Abs.4
Punkt 1 nicht die Betriebsleitung zuständig ist;

8. Stundungen von bis zwei Jahren in unbegrenz-
ter Höhe, soweit nach §4 Abs.4 Punkt 1 nicht
die Betriebsleitung zuständig ist;

9. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall mehr als 2.500 beträgt;

9. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall nicht mehr als 80.000 €
beträgt;

10. die Einstellung und Entlassung, soweit es sich
nicht um eine vorübergehende Beschäftigung
bis zu 6 Monaten handelt, und die nicht nur vo-
rübergehende Übertragung einer anders be-
werteten Tätigkeit (Eingruppierung) der beim
Eigenbetrieb Beschäftigten der Entgeltgruppen
8 bis 10;

- entfällt -

11. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Vermögensplan ver-
anschlagten Investitionsausgaben, wenn diese
für das einzelne Vorhaben 15.000 € überstei-
gen;

10. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Liquiditätsplan
veranschlagten Investitionsausgaben, wenn
diese für das einzelne Vorhaben 25.000 €
übersteigen;

12. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.

11. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.
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§ 4
Betriebsleitung

§ 4
Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(3) Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Vermö-
gensplan vorgesehenen Kredite im Benehmen mit
dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die Be-
wirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, die Anordnung
von Instandsetzungen und den Abschluss hierfür
erforderlicher Ingenieurverträge, die Beschaffung
von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen La-
gerhaltung.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Liqui-
ditätsplan vorgesehenen Kredite im Benehmen
mit dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die
Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, Materials und
von Geräten.

(4) Der Betriebsleitung obliegt ferner (4) Der Betriebsleitung obliegt ferner

1. die Stundung von Forderungen bis zu drei Mo-
naten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
sechs Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
4.000 €;

1. die Stundung von Forderungen bis zu sechs
Monaten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
zwölf Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
20.000 €

2. der Verzicht auf Ansprüche des Eigenbe-
triebs und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, die Führung von Rechtsstreiten
und der Abschluss von Vergleichen, wenn
der Verzicht oder die Niederschlagung, der
Streitwert oder bei Vergleichen das Zuge-
ständnis des Eigenbetriebs im Einzelfall
nicht mehr als 20.000 € beträgt;

2. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Vermögensplans;

3. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Liquiditätsplans;

3. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 7 im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
meister

4. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 10 und der Beamten bis einschließlich
Besoldungsgruppe A11 im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister sowie alle sonstigen
personalrechtlichen Entscheidungen;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss mindestens halbjährlich
über die Entwicklung der Erträge und Aufwendun-
gen sowie über die Abwicklung des Vermögens-
plans zu unterrichten;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss in einem Halbjahresbe-
richt über die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen sowie über die Abwicklung des Liquiditäts-
plans zu unterrichten.
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(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat
ihm insbesondere den Entwurf des Wirtschafts-
plans mit Finanzplanung und des Jahresabschlus-
ses zuzuleiten.

(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat ihm
insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit
Finanzplanung und des Jahresabschlusses zuzulei-
ten.

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rahmen
ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten Aufga-
ben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rahmen
ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten Aufga-
ben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

§ 6
Stammkapital

§ 6
Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 50.000 €
festgesetzt.

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 50.000 €
festgesetzt.

§ 7
Wirtschaftsjahr

§ 7
Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr. Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr.

§ 8
Inkrafttreten

§ 8
Inkrafttreten

Diese Betriebssatzung tritt am 01. Juni 2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 26.Oktober
2000, zuletzt geändert am 22.Dezember 2011, außer
Kraft.

Diese Betriebssatzung tritt am 01. August 2023 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 01. Juni 2013
außer Kraft.

Leimen, den 26. April 2013 Leimen, den XX. XXX 20XX

Oberbürgermeister Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für BadenWürttem-
berg (GemO) beim Zustandekommen dieser Satzung
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung geltend gemacht worden ist, der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschrift über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung
geltend gemacht worden ist, der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt
nicht, wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden ist
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B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DIE

„ABWASSERBESEITIGUNG DER STADT LEIMEN“

ALT

B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„ABWASSERBESEITIGUNG DER STADT LEIMEN“

NEU

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 25. April 2013 folgende Neu-
fassung der Betriebssatzung beschlossen:

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 13.07.2023 folgende Neufas-
sung der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

(1) Die Abwasserbeseitigung der Stadt Leimen wird ab
dem 1. Januar 1996 als Eigenbetrieb unter der Be-
zeichnung "Abwasserbeseitigung der Stadt Lei-
men" geführt.

(1) Die Abwasserbeseitigung der Stadt Leimen wird als
Eigenbetrieb unter der Bezeichnung "Abwasserbe-
seitigung der Stadt Leimen" geführt.

(2) Der Eigenbetrieb hat die Aufgabe, das im Stadtge-
biet anfallende Abwasser nach Maßgabe der Ent-
wässerungssatzung den Grundstückseigentümern
abzunehmen, zu sammeln, zu reinigen und schad-
los abzuleiten. Bei der Reinigung und Ableitung des
Abwassers bedient sich der Eigenbetrieb der
Zweckverbände. Er kann sich auf Grund von Ver-
einbarungen dazu verpflichten, das Abwasser von
außerhalb des Stadtgebiets gelegenen Grundstü-
cken zu beseitigen.

(2) Der Eigenbetrieb hat die Aufgabe, das im Stadtge-
biet anfallende Abwasser nach Maßgabe der Ent-
wässerungssatzung den Grundstückseigentümern
abzunehmen, zu sammeln, zu reinigen und schad-
los abzuleiten. Bei der Reinigung und Ableitung des
Abwassers bedient sich der Eigenbetrieb der
Zweckverbände. Er kann sich auf Grund von Ver-
einbarungen dazu verpflichten, das Abwasser von
außerhalb des Stadtgebiets gelegenen Grundstü-
cken zu beseitigen.

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck
fördernden oder ihn wirtschaftlich berührenden Ge-
schäfte betreiben.

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck
fördernden oder ihn wirtschaftlich berührenden Ge-
schäfte betreiben.

(4) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen des Eigenbetriebs erfolgen nach den Vor-
schriften des Eigenbetriebsgesetzes und der
Eigenbetriebsverordnung- HGB auf der Grund-
lage der Vorschriften des Handelsgesetzbuchs.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 3
Betriebsausschuss

§ 3
Betriebsausschuss

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind
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(3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 50.000
€ übersteigt;

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 75.000
€ übersteigt;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 50.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Vermö-
gensplans;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 75.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Liquidi-
tätsplans;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Vermögensplans,
wenn das Honorar 50.000 € übersteigt;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Liquiditätsplans,
wenn das Honorar 75.000 € übersteigt;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 5.000 €;

5. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 1
Abs.2 Satz 3;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 15.000 € und bis zu 50.000 € im Einzelfall;

5. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 1
Abs.2 Satz 3;

6. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 50.000 € übersteigt;

6. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 75.000 € übersteigt;

7. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 5.000 € aber nicht mehr
als 10.000 €;

7. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 20.000 € aber nicht
mehr als 80.000 €;

8. Stundungen von drei Monaten bis zwei Jahren
in unbegrenzter Höhe, soweit nach §4 Abs.4
Punkt 1 nicht die Betriebsleitung zuständig ist;

8. Stundungen von bis zwei Jahren in unbegrenz-
ter Höhe, soweit nach §4 Abs.4 Punkt 1 nicht
die Betriebsleitung zuständig ist;

9. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall mehr als 2.500 beträgt;

9. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall nicht mehr als 80.000 €
beträgt;

10. die Einstellung und Entlassung, soweit es sich
nicht um eine vorübergehende Beschäftigung
bis zu 6 Monaten handelt, und die nicht nur vo-
rübergehende Übertragung einer anders be-
werteten Tätigkeit (Eingruppierung) der beim
Eigenbetrieb Beschäftigten der Entgeltgruppen
8 bis 10;

- entfällt -

11. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Vermögensplan ver-
anschlagten Investitionsausgaben, wenn diese
für das einzelne Vorhaben 15.000 € überstei-
gen;

10. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Liquiditätsplan
veranschlagten Investitionsausgaben, wenn
diese für das einzelne Vorhaben 25.000 €
übersteigen;

12. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.

11. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.
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§ 4
Betriebsleitung

§ 4
Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(3) Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Vermö-
gensplan vorgesehenen Kredite im Benehmen mit
dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die Be-
wirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, die Anordnung
von Instandsetzungen und den Abschluss hierfür
erforderlicher Ingenieurverträge, die Beschaffung
von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen La-
gerhaltung.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Liqui-
ditätsplan vorgesehenen Kredite im Benehmen
mit dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die
Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, Materials und
von Geräten.

(4) Der Betriebsleitung obliegt ferner (4) Der Betriebsleitung obliegt ferner

1. die Stundung von Forderungen bis zu drei Mo-
naten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
sechs Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
4.000 €;

1. die Stundung von Forderungen bis zu sechs
Monaten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
zwölf Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
20.000 €

2. der Verzicht auf Ansprüche des Eigenbe-
triebs und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, die Führung von Rechtsstreiten
und der Abschluss von Vergleichen, wenn
der Verzicht oder die Niederschlagung, der
Streitwert oder bei Vergleichen das Zuge-
ständnis des Eigenbetriebs im Einzelfall
nicht mehr als 20.000 € beträgt;

2. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Vermögensplans;

3. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Liquiditätsplans;

3. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 7 im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
meister

4. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 10 und der Beamten bis einschließlich
Besoldungsgruppe A11 im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister sowie alle sonstigen
personalrechtlichen Entscheidungen;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss mindestens halbjährlich
über die Entwicklung der Erträge und Aufwendun-
gen sowie über die Abwicklung des Vermögens-
plans zu unterrichten;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss in einem Halbjahresbe-
richt über die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen sowie über die Abwicklung des Liquiditäts-
plans zu unterrichten.
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(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat
ihm insbesondere den Entwurf des Wirtschafts-
plans mit Finanzplanung und des Jahresabschlus-
ses zuzuleiten.

(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat ihm
insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit
Finanzplanung und des Jahresabschlusses zuzulei-
ten.

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rahmen
ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten Aufga-
ben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rahmen
ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten Aufga-
ben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

§ 6
Stammkapital

§ 6
Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 0 € fest-
gesetzt.

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 0 € fest-
gesetzt.

§ 7
Wirtschaftsjahr

§ 7
Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr. Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr.

§ 8
Inkrafttreten

§ 8
Inkrafttreten

Diese Betriebssatzung tritt am 01. Juni 2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 26.Oktober
2000, zuletzt geändert am 22.Dezember 2011, außer
Kraft.

Diese Betriebssatzung tritt am 01. August 2023 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 01. Juni 2013
außer Kraft.

Leimen, den 26. April 2013 Leimen, den XX. XXX 20XX

Oberbürgermeister Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württem-
berg (GemO) beim Zustandekommen dieser Satzung
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung geltend gemacht worden ist, der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschrift über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung
geltend gemacht worden ist, der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt
nicht, wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden ist
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B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„TECHNISCHE BETRIEBEDER STADT LEIMEN

ALT

B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„TECHNISCHE BETRIEBE DER STADT LEIMEN“

NEU
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 25. April 2013 folgende
Neufassung der Betriebssatzung beschlossen:

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 13.07.2023 folgende Neufas-
sung der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

(1) Der Bauhof mit seinen Abteilungen, der Garten-
baubetrieb und die Stadtgärtnerei werden ab
dem 01.01.2000 zusammen als Eigenbetrieb
nach dem Eigenbetriebsgesetz und nach dieser
Satzung geführt.

(1) Der Bauhof mit seinen Abteilungen wird zusam-
men als Eigenbetrieb nach dem Eigenbetriebsge-
setz und nach dieser Satzung geführt.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „Technische
Betriebe der Stadt Leimen“.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „Technische
Betriebe der Stadt Leimen“.

(3) Zweck des Eigenbetriebes ist die Erbringung von
Leistungen zur Unterhaltung und Pflege des städ-
tischen Vermögens sowie sonstige Dienstleistun-
gen für die städtischen Einrichtungen und die Ge-
sellschaften, an denen die Stadt beteiligt ist. Wei-
terhin soll durch den Eigenbetrieb eine Gefahren-
abwehr im Bereich der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung gewährleistet sein.

(3) Zweck des Eigenbetriebes ist die Erbringung von
Leistungen zur Unterhaltung und Pflege des städti-
schen Vermögens sowie sonstige Dienstleistungen
für die städtischen Einrichtungen und die Gesell-
schaften, an denen die Stadt beteiligt ist. Weiterhin
soll durch den Eigenbetrieb eine Gefahrenabwehr
im Bereich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
gewährleistet sein.

(4) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen des Eigenbetriebs erfolgen nach den Vor-
schriften des Eigenbetriebsgesetzes und der
Eigenbetriebsverordnung- HGB auf der Grund-
lage der Vorschriften des Handelsgesetzbuchs.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenhei-
ten, die ihm durch die Gemeindeordnung und das Ei-
genbetriebsgesetz vorbehalten sind.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 3
Betriebsausschuss

§ 3
Betriebsausschuss

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenhei-
ten des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung
des Gemeinderats vorbehalten sind.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind
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(3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere
über

3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

1. den Erwerb und die Veräußerung von Ge-
genständen des Anlagevermögens, wenn die
Gegenleistung für den Erwerb im Einzelfall
50.000 € übersteigt;

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 75.000
€ übersteigt;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 50.000
€ und bis zu 125.000 € im Rahmen des Ver-
mögensplans;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 75.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Liquidi-
tätsplans;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architek-
tenverträgen im Rahmen des Vermögens-
plans, wenn das Honorar 50.000 € übersteigt;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Liquiditätsplans,
wenn das Honorar 75.000 € übersteigt;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von
mehr als 5.000 €;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 15.000 € und bis zu 50.000 € im Einzelfall;

5. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Ein-
zelfall 50.000 € übersteigt;

5. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 75.000 € übersteigt;

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit ei-
nem Streitwert von mehr als 5.000 € aber
nicht mehr als 10.000 €;

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 20.000 € aber nicht
mehr als 80.000 €;

7. Stundungen von drei Monaten bis zwei Jah-
ren in unbegrenzter Höhe, soweit nach §4
Abs.4 Punkt 1 nicht die Betriebsleitung zu-
ständig ist;

7. Stundungen von bis zwei Jahren in unbegrenz-
ter Höhe, soweit nach §4 Abs.4 Punkt 1 nicht
die Betriebsleitung zuständig ist;

8. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich
des Abschlusses von Vergleichen, wenn der
Anspruch im Einzelfall mehr als 2.500 be-
trägt;

8. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall nicht mehr als 80.000 €
beträgt;

9. die Einstellung und Entlassung, soweit es
sich nicht um eine vorübergehende Beschäf-
tigung bis zu 6 Monaten handelt, und die nicht
nur vorübergehende Übertragung einer an-
ders bewerteten Tätigkeit (Eingruppierung)
der beim Eigenbetrieb Beschäftigten der Ent-
geltgruppen 8 bis 10;

- entfällt -

10. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen
übersteigen und nicht unabweisbar sind, und
zu Mehrausgaben bei den im Vermögensplan
veranschlagten Investitionsausgaben, wenn
diese für das einzelne Vorhaben 15.000 €
übersteigen;

9. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Liquiditätsplan
veranschlagten Investitionsausgaben, wenn
diese für das einzelne Vorhaben 25.000 €
übersteigen;

11. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für
die Betriebsleitung.

10. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.
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§ 4
Betriebsleitung

§ 4
Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinderat
zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsver-
teilung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustim-
mung des Betriebsausschusses durch eine Ge-
schäftsordnung.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(3) Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in
allen Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht
der Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zu-
ständig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im
Vermögensplan vorgesehenen Kredite im Be-
nehmen mit dem Fachbeamten für das Finanz-
wesen, die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan
veranschlagten Aufwendungen und Erträge so-
wie alle sonstigen Maßnahmen, die zur Aufrecht-
erhaltung und Wirtschaftlichkeit des Betriebs not-
wendig sind, insbesondere der Einsatz des Per-
sonals, die Anordnung von Instandsetzungen
und den Abschluss hierfür erforderlicher Ingeni-
eurverträge, die Beschaffung von Vorräten im
Rahmen einer wirtschaftlichen Lagerhaltung.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Liqui-
ditätsplan vorgesehenen Kredite im Benehmen
mit dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die
Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, Materials und
von Geräten.

(4) Der Betriebsleitung obliegt ferner (4) Der Betriebsleitung obliegt ferner

1. die Stundung von Forderungen bis zu drei
Monaten in unbeschränkter Höhe sowie bis
zu sechs Monaten bis zu einem Höchstbetrag
von 4.000 €;

1. die Stundung von Forderungen bis zu sechs
Monaten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
zwölf Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
20.000 €

2. der Verzicht auf Ansprüche des Eigenbe-
triebs und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, die Führung von Rechtsstreiten
und der Abschluss von Vergleichen, wenn
der Verzicht oder die Niederschlagung, der
Streitwert oder bei Vergleichen das Zuge-
ständnis des Eigenbetriebs im Einzelfall
nicht mehr als 20.000 € beträgt;

2. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen
der Ansätze des Vermögensplans;

3. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Liquiditätsplans;

3. die Entscheidung über die Einstellung und
Entlassung von Beschäftigten der Entgelt-
gruppen 1 bis 7 im Einvernehmen mit dem
Oberbürgermeister

4. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 10 und der Beamten bis einschließlich
Besoldungsgruppe A11 im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister sowie alle sonstigen
personalrechtlichen Entscheidungen;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister
und den Betriebsausschuss mindestens halbjähr-
lich über die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen sowie über die Abwicklung des Vermö-
gensplans zu unterrichten;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss in einem Halbjahresbe-
richt über die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen sowie über die Abwicklung des Liquiditäts-
plans zu unterrichten.
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(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, wel-
che die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie
hat ihm insbesondere den Entwurf des Wirt-
schaftsplans mit Finanzplanung und des Jahres-
abschlusses zuzuleiten.

(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat ihm
insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit
Finanzplanung und des Jahresabschlusses zuzulei-
ten.

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rah-
men ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten
Aufgaben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberech-
tigt.

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rahmen
ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten Aufga-
ben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

§ 6
Stammkapital

§ 6
Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 600.000
€ festgesetzt.

Das Stammkapital des Eigenbetriebs wird auf 600.000
€ festgesetzt.

§ 7
Wirtschaftsjahr

§ 7
Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalender-
jahr.

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr.

§ 8
Inkrafttreten

§ 8
Inkrafttreten

Diese Betriebssatzung tritt am 01. Juni 2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 26.Oktober
2000, zuletzt geändert am 22.Dezember 2011, außer
Kraft.

Diese Betriebssatzung tritt am 01. August 2023 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 01. Juni 2013
außer Kraft.

Leimen, den 26. April 2013 Leimen, den XX. XXX 20XX

Wolfgang Ernst
Oberbürgermeister

Hans D. Reinwald
Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit
der Bekanntmachung dieser Satzung geltend ge-
macht worden ist, der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht,
wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der Sitzung,
die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sat-
zung verletzt worden ist.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung
geltend gemacht worden ist, der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt
nicht, wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden ist







Anlage: Synopse Betriebssatzung Bäderpark

Seite 1 von 4

B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„BÄDERPARK DER STADT LEIMEN“

ALT

B E T R I E B S S A T Z U N G
FÜR DEN EIGENBETRIEB

„BÄDERPARK DER STADT LEIMEN“

NEU

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 25. April 2013 folgende Neu-
fassung der Betriebssatzung beschlossen:

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und § 3 Abs. 2 des Eigenbe-
triebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gro-
ßen Kreisstadt Leimen am 13.07.2023 folgende Neufas-
sung der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

§ 1
Name und Zweck des Eigenbetriebs

(1) Der Bäderpark mit seinen Abteilungen, wird ab dem
1.04.2009 zusammen als Eigenbetrieb nach dem
Eigenbetriebsgesetz und nach dieser Satzung ge-
führt.

(1) Der Bäderpark mit seinen Abteilungen, wird als Ei-
genbetrieb nach dem Eigenbetriebsgesetz und
nach dieser Satzung geführt.

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen "Bäderpark Lei-
men".

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen "Bäderpark Lei-
men".

(3) Zweck des Eigenbetriebes ist die Erbringung von
Leistungen der Daseinsvorsorge für die Stadt Lei-
men sowie sonstige Dienstleistungen für die Ein-
richtungen und Gesellschaften des Bäderparks, an
denen die Stadt Leimen beteiligt ist. Weiterhin soll
durch den Eigenbetrieb die Sicherung der Nutzung
der Bäderanlage für den Schul- und Vereinssport
gewährleistet sein.

(3) Zweck des Eigenbetriebes ist die Erbringung von
Leistungen der Daseinsvorsorge für die Stadt Lei-
men sowie sonstige Dienstleistungen für die Ein-
richtungen und Gesellschaften des Bäderparks, an
denen die Stadt Leimen beteiligt ist. Weiterhin soll
durch den Eigenbetrieb die Sicherung der Nutzung
der Bäderanlage für den Schul- und Vereinssport
gewährleistet sein.

(4) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen des Eigenbetriebs erfolgen nach den Vor-
schriften des Eigenbetriebsgesetzes und der
Eigenbetriebsverordnung- HGB auf der Grund-
lage der Vorschriften des Handelsgesetzbuchs.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 2
Gemeinderat

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten,
die ihm durch die Gemeindeordnung und das Eigenbe-
triebsgesetz vorbehalten sind.

§ 3
Betriebsausschuss

§ 3
Betriebsausschuss

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(1) Für den Eigenbetrieb wird ein beschließender Be-
triebsausschuss gebildet.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind.

(2) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten
des Eigenbetriebs vor, die der Entscheidung des
Gemeinderats vorbehalten sind

(3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

3) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht
der Gemeinderat zuständig ist, insbesondere über

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 50.000
€ übersteigt;

1. den Erwerb und die Veräußerung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens, wenn die Ge-
genleistung für den Erwerb im Einzelfall 75.000
€ übersteigt;
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2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 50.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Vermö-
gensplans;

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baube-
schluss) und die Genehmigung der Bauunter-
lagen, die Vergabe der Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Vergabebe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächli-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 75.000 €
und bis zu 125.000 € im Rahmen des Liquidi-
tätsplans;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Vermögensplans,
wenn das Honorar 50.000 € übersteigt;

3. den Abschluss von Ingenieur- und Architekten-
verträgen im Rahmen des Liquiditätsplans,
wenn das Honorar 75.000 € übersteigt;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 5.000 €;

4. Verträge über die Nutzung von Grundstücken
oder beweglichen Vermögensgegenständen
bei einem jährlichen Nutzungsentgelt von mehr
als 15.000 € und bis zu 50.000 € im Einzelfall;

5. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 50.000 € übersteigt;

5. den Abschluss kreditähnlicher Rechtsge-
schäfte, wenn der Betrag oder Wert im Einzel-
fall 75.000 € übersteigt;

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 5.000 € aber nicht mehr
als 10.000 €;

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten mit einem
Streitwert von mehr als 20.000 € aber nicht
mehr als 80.000 €;

7. Stundungen von drei Monaten bis zwei Jahren
in unbegrenzter Höhe, soweit nach §4 Abs.4
Punkt 1 nicht die Betriebsleitung zuständig ist;

7. Stundungen von bis zwei Jahren in unbegrenz-
ter Höhe, soweit nach §4 Abs.4 Punkt 1 nicht
die Betriebsleitung zuständig ist;

8. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall mehr als 2.500 beträgt;

8. den Erlass oder die Niederschlagung von An-
sprüchen des Eigenbetriebs einschließlich des
Abschlusses von Vergleichen, wenn der An-
spruch im Einzelfall nicht mehr als 80.000 €
beträgt;

9. die Einstellung und Entlassung, soweit es sich
nicht um eine vorübergehende Beschäftigung
bis zu 6 Monaten handelt, und die nicht nur vo-
rübergehende Übertragung einer anders be-
werteten Tätigkeit (Eingruppierung) der beim
Eigenbetrieb Beschäftigten der Entgeltgruppen
8 bis 10;

- entfällt -

10. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Vermögensplan ver-
anschlagten Investitionsausgaben, wenn diese
für das einzelne Vorhaben 15.000 € überstei-
gen;

9. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des
Erfolgsplans, wenn diese 3 v.H. aller im Er-
folgsplan veranschlagten Aufwendungen über-
steigen und nicht unabweisbar sind, und zu
Mehrausgaben bei den im Liquiditätsplan
veranschlagten Investitionsausgaben, wenn
diese für das einzelne Vorhaben 25.000 €
übersteigen;

11. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.

10. die Zustimmung zur Geschäftsordnung für die
Betriebsleitung.

§ 4
Betriebsleitung

§ 4
Betriebsleitung

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs wird durch den Ge-
meinderat ein Betriebsleiter und ein Stellvertreter

bestellt.

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs werden durch den
Gemeinderat zwei Betriebsleiter bestellt. Ein Mit-
glied der Betriebsleitung wird vom Gemeinde-
rat zum Ersten Betriebsleiter bestellt.

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung

(2) Der Oberbürgermeister regelt die Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Betriebsleitung mit Zustimmung
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des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

des Betriebsausschusses durch eine Geschäfts-
ordnung.

(3) Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Vermö-
gensplan vorgesehenen Kredite im Benehmen mit
dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die Be-
wirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, die Anordnung
von Instandsetzungen und den Abschluss hierfür
erforderlicher Ingenieurverträge, die Beschaffung
von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen La-
gerhaltung.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere die lau-
fende Betriebsführung und die Entscheidung in al-
len Angelegenheiten des Betriebs, soweit nicht der
Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zustän-
dig ist. Dazu gehören die Aufnahme der im Liqui-
ditätsplan vorgesehenen Kredite im Benehmen
mit dem Fachbeamten für das Finanzwesen, die
Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten
Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen
Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs notwendig sind, insbe-
sondere der Einsatz des Personals, Materials und
von Geräten.

(4) Der Betriebsleitung obliegt ferner (4) Der Betriebsleitung obliegt ferner

1. die Stundung von Forderungen bis zu drei Mo-
naten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
sechs Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
4.000 €;

1. die Stundung von Forderungen bis zu sechs
Monaten in unbeschränkter Höhe sowie bis zu
zwölf Monaten bis zu einem Höchstbetrag von
20.000 €

2. der Verzicht auf Ansprüche des Eigenbe-
triebs und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, die Führung von Rechtsstreiten
und der Abschluss von Vergleichen, wenn
der Verzicht oder die Niederschlagung, der
Streitwert oder bei Vergleichen das Zuge-
ständnis des Eigenbetriebs im Einzelfall
nicht mehr als 20.000 € beträgt;

2. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Vermögensplans;

3. unbeschadet des § 3 Abs.3 Nr.1 der Erwerb
und die Veräußerung beweglicher Gegen-
stände des Anlagevermögens im Rahmen der
Ansätze des Liquiditätsplans;

3. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 7 im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
meister

4. die Entscheidung über die Einstellung und Ent-
lassung von Beschäftigten der Entgeltgruppen
1 bis 10 und der Beamten bis einschließlich
Besoldungsgruppe A11 im Einvernehmen mit
dem Oberbürgermeister sowie alle sonstigen
personalrechtlichen Entscheidungen;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss mindestens halbjährlich
über die Entwicklung der Erträge und Aufwendun-
gen sowie über die Abwicklung des Vermögens-
plans zu unterrichten;

(5) Die Betriebsleitung hat den Oberbürgermeister und
den Betriebsausschuss in einem Halbjahresbe-
richt über die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen sowie über die Abwicklung des Liquiditäts-
plans zu unterrichten.

(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat
ihm insbesondere den Entwurf des Wirtschafts-
plans mit Finanzplanung und des Jahresabschlus-
ses zuzuleiten.

(6) Die Betriebsleitung hat dem Fachbeamten für das
Finanzwesen alle Maßnahmen mitzuteilen, welche
die Finanzwirtschaft der Stadt berühren. Sie hat ihm
insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit
Finanzplanung und des Jahresabschlusses zuzulei-
ten.
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§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

§ 5
Vertretung des Eigenbetriebs

Der Betriebsleiter und sein Stellvertreter vertreten die
Stadt im Rahmen ihrer durch die Geschäftsordnung
festgelegten Aufgaben. Sie sind hierbei einzelvertre-
tungsberechtigt.

Die beiden Betriebsleiter vertreten die Stadt im Rah-
men ihrer durch die Geschäftsordnung festgelegten
Aufgaben. Sie sind hierbei einzelvertretungsberechtigt.

§ 6
Wirtschaftsjahr

§ 6
Wirtschaftsjahr

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr. Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr.

§ 8
Inkrafttreten

§ 8
Inkrafttreten

Diese Betriebssatzung tritt am 01. Juni 2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 26.Oktober
2000, zuletzt geändert am 22.Dezember 2011, außer
Kraft.

Diese Betriebssatzung tritt am 01. August 2023 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 01. Juni 2013
außer Kraft.

Leimen, den 26. April 2013 Leimen, den XX. XXX 20XX

Oberbürgermeister Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württem-
berg (GemO) beim Zustandekommen dieser Satzung
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung geltend gemacht worden ist, der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschrift über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:
Eine etwaige Verletzung der von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich,
wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung
geltend gemacht worden ist, der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt
nicht, wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden ist
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